
18

Dienstag, 3. Dezember 2024Basel-Stadt/Baselland

Weniger Platz für Leistungsschwächere
Baselland steckt finanziell in der Klemmeund streicht Subventionen für Ausbildungsplätze an der Lehrwerkstatt fürMechanik in Basel.

Maria-Elisa Schrade

Der Ehemaligen Verein der
Lehrwerkstatt in Basel schlägt
Alarm. In einer internenMittei-
lung an die Vereinsmitglieder,
die dieser Zeitung vorliegt,
heisst es:«MitdiesemSchreiben
möchtenwir Euch über eine ak-
tuelleEntwicklung informieren,
dieunsereLehrwerkstattunddie
Ausbildungssituation in der Re-
gion Baselland und Basel-Stadt
erheblich betreffen könnte.»

Gemeint sindgeplanteSpar-
massnahmen der Baselbieter
Regierung.DerKanton stecktfi-
nanziell in der Klemme. Um ab
2026 wieder schwarze Zahlen
zu schreiben, plantFinanzdirek-
tor Anton Lauber (Mitte) bis
2028Einsparungen inHöhevon
kumuliert 380 Millionen Fran-
ken. Von diesen Massnahmen
ist nun auch die Lehrwerkstatt
betroffen. Baselland will in den
kommenden drei Jahren den
Unterstützungsbeitrag für Ler-
nende schrittweise reduzieren.

29der63Lernenden
stammenausdemBaselbiet
«Die Folgen für unsere Lehr-
werkstatt wären erheblich»,
heisst es im internen Schreiben.
«Ohne diesen Beitrag könnten
wir möglicherweise keine Ler-
nendenausdemBaselbietmehr
aufnehmen,was zueinemdeut-
lichen Rückgang der Ausbil-
dungszahlen führen würde.»
Damit verschärfe sich auch der
Fachkräftemangel inderRegion.

Unterzeichnet haben Bern-
hard Regli, bis Juni 2024 Leiter
derLehrwerkstatt,undseinVor-
gängerUrsEichhorn.Diebeiden
wollen die geplanten Sparmass-
nahmen nicht «einfach hinneh-
men»und rufendieVereinsmit-
glieder zur Unterstützung auf.
DieLehrwerkstatt fürMechanik
ist ein Ausbildungsbetrieb für
Lernende in den Berufen Poly-
mechaniker/inEFZundProduk-
tionsmechaniker/in EFZ und
Teil der Allgemeinen Gewerbe-

schule Basel. Laut Angaben des
BaslerErziehungsdepartements
Basel-Stadtzufolgestammen29
der derzeit 63 Lernenden aus

demBaselbiet. IhreAusbildungs-
plätze werden gemäss interkan-
tonaler Berufsfachschulverord-
nungvonBasellandzueinemTa-
rif von 15’700 Franken pro
Personund Jahr finanziert.

Die Lehrwerkstatt ist aber
kein rein schulisches Ausbil-
dungsangebot, sondern produ-
ziert auch für verschiedene
Unternehmen und generiert
darüberzusätzlicheEinnahmen.
Aus diesem Grund will der
Landkanton diese künftig wie
alle anderenAusbildungsbetrie-
be behandeln und nur noch die
entsprechenden gesetzlich ver-
ankertenZahlungen fürdenBe-
rufsschulunterricht und die
überbetrieblichenKurse leisten.
Laut der Baselbieter Bildungs-,
Kultur- und Sportdirektion
(BKSD) reduziertderKantondie

mit demhöherenTarif fürLehr-
werkstätten vergüteten Ausbil-
dungsplätze in den nächsten
drei Jahren schrittweise von 29
auf 6 Ausbildungsplätze. Diese
sollenkünftig Jugendlichenvor-
enthalten sein, die eine speziel-
le Indikation haben.

LernendeausBaselland
könnensichnochbewerben
Die Ausbildung von Lernenden
aus dem Baselbiet sei dadurch
aber nicht grundsätzlich gefähr-
det,heisst es sowohlbeimBasler
ED als auch bei der Baselbieter
BKSD. Denn Interessierte aus
Baselland könnten sich weiter-
hin auf Lehrstellen in der Lehr-
werkstatt bewerben. Bernhard
Regli überzeugt das nicht. Etwa
die Hälfte der Lernenden aus
dem Baselbiet seien leistungs-

schwächere Jugendliche, die oft
Schwierigkeiten hätten, einen
Ausbildungsplatz bei einem re-
gulären Ausbildungsbetrieb zu
finden, sagtderehemaligeLehr-
werkleiter. «In der Lehrwerk-
statt erhalten sie die Chance,
ihre Ausbildung erfolgreich zu
absolvieren.» Subventioniere
Basellandkünftignurnochsechs
Ausbildungsplätze, werde sie
künftigauchnurnochsechsLer-
nende aus dem Baselbiet auf-
nehmen, ist Regli überzeugt.

Dieses Szenario scheint der
Kanton bewusst in Kauf zu neh-
men. «Der Regierungsrat misst
insbesonderederberuflichorga-
nisierten Berufsbildung im Bil-
dungssystem hohe Bedeutung
bei», schreibt die BKSD. Es sei
allerdings nicht Aufgabe des
Kantons, für Branchen und de-

ren Berufe selbst auszubilden.
Darüber hinaus sei die Zahl der
Ausbildungsplätze fürProdukti-
ons- undPolymechaniker in der
RegionausSichtdesKantonsBa-
selland stabil und ausreichend,
betont die Behörde. «In diesem
Sommerkonntenalleine inAus-
bildungsbetrieben des Kantons
elf Ausbildungsplätze nicht be-
setztwerden.»

Diesen Eindruck teilt Marc
Scherrer, stellvertretender Di-
rektor undLeiter Berufsbildung
bei derWirtschaftskammer Ba-
selland. «Wir haben eher das
Problem, jungeLeute indieLeh-
rezubringen.Damüssenwiran-
setzen», sagtderMitte-Landrat.
Darüber hinaus subventioniere
derKantonsonstauchkeineEin-
zelbetriebe.«DieFörderungder
Lehrwerkstatt steht da ein biss-
chen quer in der Landschaft.»

Verbandwill eigenes
Ausbildungszentrum
DerBranchenverbandSwissme-
chanic kann diese Haltung
grundsätzlich nachvollziehen.
Pascal Degen, Präsident der re-
gionalen Sektion, sagt aber:
«Der Fachkräftemangel in der
Region Basel und damit der Be-
darf an technisch gut ausgebil-
deten, jungen Berufsleuten ist
aktuell und weiterhin sehr
hoch.»Degen istüberzeugt,die-
serBedarfwerdeauchmittelfris-
tig gross bleiben und sei somit
nicht gedeckt.

Umdie Lehrbetriebe zu ent-
lastenunddieberuflicheGrund-
bildung zu unterstützen, will
Swissmechanic beiderBasel ein
Ausbildungszentrum gründen.
Damit solleeinemRückgangder
Ausbildungszahlenentgegenge-
wirkt werden, sagt Degen. Soll-
ten die Sparmassnahmen tat-
sächlich zu einem Wegfall Ler-
nender ausdemBaselbiet inder
Lehrwerkstatt führen, wäre der
Verband ausserdembereit, die-
se in Zusammenarbeit mit den
Lehrbetrieben so gut wie mög-
lich aufzufangen.

Gucken wohl bald in die Röhre: Lernenden aus dem Baselbiet soll Ausbildungsplatz nicht subventioniert werden. Symbolbild: Andrea Zahler

Finanzierung für Schulraum auf wackeligen Beinen
In Allschwil überschneiden sich die Sondervorlagen für den Schulraummit demFinanzplan.

Fabian Schwarzenbach

Wasundwieviel derAllschwiler
Gemeinderat investierenmöch-
teoderausgebenmuss, legt er in
der Aufgaben- und Finanzpla-
nung fest. Dabei wird die All-
schwiler Regierung von
äusseren Faktoren getrieben,
wie beispielsweise dem Bevöl-
kerungswachstum. Jährlich las-
sen sichdort imSchnitt rund217
Einwohnendemehr nieder.

Das gibt höhere Steuerein-
nahmen, fordert aber auch zu-
sätzlichen Einsatz der Gemein-
de. So steigen die Ausgaben für
Alters- undPflegeheime. Insbe-
sonderemussAllschwilmehr in
SchulraumundLehrpersonal in-
vestieren.Daherhat sichderGe-
meinderat wiederholt mit der
Schulraumplanung beschäftigt
undwird ineiner Sondervorlage
dem Parlament einen neuen

Schulstandort vorschlagen.Da-
mit hätte Allschwil vier Schul-
häuser statt nur drei. Bis Mitte
dieses Jahres undnochunter al-
ter, mehrheitlich bürgerlicher
Zusammensetzung hatte der
Gemeinderat noch drei Stand-
orte favorisiert.

Der Finanzplan wurde be-
reits im September vom neu
mehrheitlich links-grünen Ge-
meinderatbeschlossen.DieSon-
dervorlage folgte erst im Okto-
ber. Somit finden sich die
neusten Zahlen der Schulraum-
planung nicht im Finanzplan.
Das wiederum stört die parla-
mentarische Finanz- und Rech-
nungsprüfungskommission (Fi-
reko). Sie schlägtdemParlament
vor, den Finanzplan nicht zur
Kenntnis zu nehmen.

Für Präsident Mark Aellen
(SP)widersprechen sichdie bei-
den Vorlagen «krass»: «In der

Sondervorlage wird die Schul-
raumplanung ab 2027 umge-
setzt, im Finanzplan nicht vor
2029.» Es müssten andere In-
vestitionen zurückgestellt wer-
den, denn«auchbei unswächst
das Geld nicht auf den Bäu-
men».Der Plan ist aus Sicht der
Fireko so nicht haltbar.

Finanzplanentspreche
nichtderRealität
«Da der Finanzplan nicht der
Realität entspricht, müssen wir
ihnauchnicht zurKenntnisneh-
men», fasst Aellen zusammen.
LiegteinGeschäftdemEinwoh-
nerrat zurKenntnis vor, hat des-
sen Entscheid keinen Einfluss,
aber: «Der Gemeinderat ist
wohlberatenzuüberlegen,wieer
dieRückmeldungenberücksich-
tigen will», meint Aellen. Das
scheint der Gemeinderat aber
bereits getan zu haben. In der

SondervorlageerklärtdieExeku-
tive, wie geplant ist, die Schul-
raumstrategie umzusetzen. Die
Vorlage liegt demEinwohnerrat
sowiedenKommissionenvor, ist
aber noch nicht öffentlich.
Darunter sollen «ein paar neue
Komponenten» liegen. Nur: die
Vorlage kann den Finanzplan
nicht ersetzen, da dieser alle In-
vestitionen aufführen sollte.

«Der Finanzplan ist ein Ins-
trument des Gemeinderates»,
erklärt Robert Vogt (FDP). Der
für Finanzen zuständige Ge-
meinderat fügt an,dassderPlan
bereits im März begonnen und
imSeptemberbeschlossenwur-
de.«Erbasiert nochaufden frü-
herenAngaben, stützt sich aber
bereits auf vier Schulhausstand-
orte.» Entsprechend geht die
Tendenz inbeidenRätenzuvier
Standorten. Geplant ist, im
Raum Bettenacker ein neues

Schulhaus zu bauen.Deswegen
würde die Fireko ein Zeichen
setzen, ergänzt Vogt.

Trotz der Tatsache, dass die
Finanzkommission dem Ge-
meinderatwiderspricht, sindalle
Protagonistenentspannt.Aellen
meint dennoch kurz und klar:
«Es ist zeitlichungünstig.»Vogt
ergänzt pragmatisch: «Der
nächste Finanzplan imOktober
2025 wird möglicherweise den
Entscheid des Einwohnerrates
abbilden.» Über den aktuellen
FinanzplanentscheidetdasPar-
lament amDienstagabend.

Sind die beiden vorberaten-
den Kommissionen – neben der
Finanz- auch die Baukommis-
sion–durch,wirddieSondervor-
lage im Einwohnerrat traktan-
diert. Erst dann wird sie öffent-
lich. Das Parlament wird
voraussichtlich im Februar oder
März darüber befinden.

«DieFolgen
fürunsere
Lehrwerkstatt
wären
erheblich.»

Ehemaligen-Verein
In einem internen Schreiben

Strafverfahren
wegen Geschenken
Zoll Ein in der Schweiz wohn-
hafter 23-Jähriger versuchte
MitteNovembernichtdeklarier-
te Waren von Basel nach
Deutschland zu importieren.
Wie es in einer Mitteilung vom
Montag heisst, erklärte er den
Zöllnerinnen und Zöllner, sei
auf demWeg zu Familienange-
hörigen inHannover.

Nachdem er die erstmalige
Frage nach anmeldepflichtigen
Waren verneinte, gab er beim
zweitenAnlauf an, einKissenals
Geschenk dabei zu haben. In
zwei Taschen des taiwanesi-
schen Staatsangehörigen fan-
den die Beamten aber noch
mehr Geschenke – zwei Kissen,
vier Seidentücher, ein Hut, ein
Gürtel sowieeinSchal.DerWert
der Waren lag bei etwa 6700
Euro und somit deutlich über
der Wertfreigrenze von 300
Euro. Die Kontrollkräfte des
Hauptzollamts Lörrach leiteten
ein Strafverfahren ein. (bz)


